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Europaweite Ausschreibung

im Offenen Verfahren

DMS mit Workflowengine
Eignungsnachweise

Dieses Dokument ist urheberrechtlich geschützt.

Die unbefugte Vervielfältigung, Umgestaltung, Bearbeitung, Verbreitung oder öffentliche Wiedergabe dieses Dokuments oder eines Teils davon ist unzulässig. Ein Verstoß wird sowohl straf- als auch zivilrechtlich verfolgt.
Hinweis: In den nachfolgenden Vordrucken wird aus Gründen der Lesbarkeit statt der „Ich/Wir“ allein die „Ich“-Form verwendet.

Die nachfolgenden Vordrucke sind von dem Bieter zur Erstellung und Einreichung seines Angebotes zu verwenden!

Die Vordrucke sind jeweils an den vorgesehenen Stellen eigenhändig im Original zu unterschreiben!

Im Übrigen wird vollumfänglich auf die im Supplement zum Amtsblatt der EU veröffentlichte Vergabebekanntmachung verwiesen.

Alle unten stehenden Vordrucke sind nach Bedarf zu erweitern/ vervielfältigen.

Fragebogen für den Bieter

Allgemeine Firmendaten 

	Name des Bieters oder Bietergemeinschaft


	

	Anschrift
	

	Internetauftritt (URL)
	

	Ansprechpartner bzw. bevollmächtigter Vertreter für das weitere Verfahren 


	

	Telefon / Fax
	

	E-Mail
	


Bietergemeinschaftserklärung

gemäß Abschnitt III.1.1 der EU-Bekanntmachung

in dem Vergabeverfahren „DMS mit Workflowengine“

Für die Bietergemeinschaft
____________________________________________


[Name und Rechtsform]

und zugleich für die nachfolgend genannten Mitglieder der Bietergemeinschaft erklären wir hiermit, dass

· alle Mitglieder der gebildeten Bietergemeinschaft aufgeführt sind,

· die Bildung einer Bietergemeinschaft durch die vorgenannten Mitglieder rechtlich, insbesondere kartell-, wettbewerbs- und vergaberechtlich, zulässig ist, 

· für das Vergabeverfahren sowie den Abschluss und die Durchführung des Vertrages das nachfolgend als Mitglied 1 bezeichnete Unternehmen der Bietergemeinschaft von den Mitgliedern der Bietergemeinschaft bevollmächtigt ist und die Bietergemeinschaft sowie die Bietergemeinschaftsmitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt und 

· für das Vergabeverfahren folgender Person des Mitgliedes 1 als Ansprechpartner benannt wird:

	Name: 
	 

	Telefon:
	 

	Telefax:
	 

	E-Mail:
	 


Mitglied 1 (zugleich vertretungsberechtigtes Mitglied):
	Name des Unternehmens: 
	 

	Anschrift des Unternehmens:
	 

	Telefon:
	 

	Telefax:
	 

	E-Mail:
	 


_________________________________
_________________________________

Ort und Datum
Unterschrift Mitglied/Firmenstempel

Mitglied 2:
	Name des Unternehmens: 
	 

	Anschrift des Unternehmens:
	 

	Telefon:
	

	Telefax:
	 

	E-Mail:
	 


_________________________________
_________________________________

Ort und Datum
Unterschrift Mitglied/Firmenstempel

Mitglied 3:
	Name des Unternehmens: 
	 

	Anschrift des Unternehmens:
	 

	Telefon:
	 

	Telefax:
	 

	E-Mail:
	 


_________________________________
_________________________________

Ort und Datum
Unterschrift Mitglied/Firmenstempel

[Liste bei Bedarf auf eigener Anlage ergänzen]
Hinweis:

Im Falle einer Bietergemeinschaft ist die unter Abschnitt III.1.1 der 
EU-Bekanntmachung aufgeführte Unterlage jeweils von allen Mitgliedern der Bietergemeinschaft vorzulegen. 

Die unter Abschnitt III.1.2 und III.1.3 der EU-Bekanntmachung aufgeführten Unterlagen können für die Bietergemeinschaft insgesamt vorgelegt werden. 

Liegt keine Bietergemeinschaft vor, muss die vorstehende Erklärung nicht mit dem Angebot eingereicht werden.

Fügen Sie Ihrem Angebot an dieser Stelle die unter Abschnitt III.1.1 der EU-Bekanntmachung aufgeführte Unterlage jeweils von allen Mitgliedern Ihrer Bietergemeinschaft wie verlangt bei!

Liegt keine Bietergemeinschaft vor, muss die vorstehende Erklärung nicht mit dem Angebot eingereicht werden.
Angabe von eignungsrelevanten Unternehmen nach § 47 Abs. 1 S. 1 VgV gemäß Abschnitt III.1.2 der EU-Bekanntmachung

Zum Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit bezüglich

· Abschnitt III.1.2 Nr. (1)
· Abschnitt III.1.2 Nr. (2)

(bitte ankreuzen: Angabe der einzelnen Eignungsanforderungen betreffend der Leistungsfähigkeit gemäß der EU-Bekanntmachung, bzgl. derer sich der Bieter auf die Fähigkeiten anderer Unternehmen nach § 47 Abs. 1 S. 1 beruft)

bediene ich mich der Fähigkeiten der nachfolgend benannten anderen Unternehmen:

Unternehmen 1:
	Name des Unternehmens: 
	

	Anschrift des Unternehmens:
	

	Telefon:
	

	Telefax:
	

	E-Mail:
	


Unternehmen 2:
	Name des Unternehmens: 
	

	Anschrift des Unternehmens:
	

	Telefon:
	

	Telefax:
	

	E-Mail:
	


Unternehmen 3:
	Name des Unternehmens: 
	

	Anschrift des Unternehmens:
	

	Telefon:
	

	Telefax:
	

	E-Mail:
	


Unternehmen 4:
	Name des Unternehmens: 
	

	Anschrift des Unternehmens:
	

	Telefon:
	

	Telefax:
	

	E-Mail:
	


[Liste bei Bedarf ergänzen]
Fügen Sie Ihrem Angebot an dieser Stelle die gemäß Abschnitt III.1.2 der EU-Bekanntmachung geforderten Eignungsunterlagen für diese benannten dritten Unternehmen in dem Umfang bei, in dem Sie sich wie oben angegeben auf die Fähigkeiten der Dritten zum Nachweis Ihrer wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit berufen.

Fügen Sie außerdem Ihrem Angebot an dieser Stelle die unter Abschnitt III.1.1 der EU-Bekanntmachung aufgeführte Unterlage jeweils auch von den benannten dritten Unternehmen bei.

Hinweis: 

Es wird darauf hingewiesen, dass ein anderes Unternehmen nicht nur ein selbständiges, von dem Bieter bzw. der Bietergemeinschaft rechtlich verschiedenes Unternehmen sein kann, sondern hierunter auch ein konzernverbundenes/-angehöriges Unternehmen zu verstehen ist.
Angabe von eignungsrelevanten Unternehmen nach § 47 Abs. 1 S. 1 VgV gemäß Abschnitt III.1.3 der EU-Bekanntmachung

Zum Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit bezüglich
· Abschnitt III.1.3 Nr. (1)
· Abschnitt III.1.3 Nr. (2)
· Abschnitt III.1.3 Nr. (3)

· Abschnitt III.1.3 Nr. (4)
(bitte ankreuzen: Angabe der einzelnen Eignungsanforderungen betreffend der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit gemäß der EU-Bekanntmachung, bzgl. derer sich der Bieter auf die Fähigkeiten anderer Unternehmen nach § 47 Abs. 1 S. 1 beruft)

bediene ich mich der Fähigkeiten der nachfolgend benannten anderen Unternehmen:

Unternehmen 1:
	Name des Unternehmens: 
	

	Anschrift des Unternehmens:
	

	Telefon:
	

	Telefax:
	

	E-Mail:
	


Unternehmen 2:
	Name des Unternehmens: 
	

	Anschrift des Unternehmens:
	

	Telefon:
	

	Telefax:
	

	E-Mail:
	


Unternehmen 3:
	Name des Unternehmens: 
	

	Anschrift des Unternehmens:
	

	Telefon:
	

	Telefax:
	

	E-Mail:
	


Unternehmen 4:
	Name des Unternehmens: 
	

	Anschrift des Unternehmens:
	

	Telefon:
	

	Telefax:
	

	E-Mail:
	


[Liste bei Bedarf ergänzen]
Fügen Sie Ihrem Angebot an dieser Stelle die gemäß Abschnitt III.1.3 der EU-Bekanntmachung geforderten Eignungsunterlagen für diese benannten dritten Unternehmen in dem Umfang bei, in dem Sie sich wie oben angegeben auf die Fähigkeiten der Dritten zum Nachweis Ihrer technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit berufen.

Fügen Sie außerdem Ihrem Angebot an dieser Stelle die unter Abschnitt III.1.1 der EU-Bekanntmachung aufgeführte Unterlage jeweils auch von den benannten dritten Unternehmen bei.

Hinweis: 

Es wird darauf hingewiesen, dass ein anderes Unternehmen nicht nur ein selbständiges, von dem Bieter bzw. der Bietergemeinschaft rechtlich verschiedenes Unternehmen sein kann, sondern hierunter auch ein konzernverbundenes/-angehöriges Unternehmen zu verstehen ist.
Nachweis gemäß Abschnitt III.1.1 der EU-Bekanntmachung

Nachweis über die erlaubte Berufsausübung, je nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des Landes, in dem das Unternehmen ansässig ist, entweder über die Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister dieses Staates (in nicht beglaubigter Kopie) oder durch Nachweis auf andere Weise.

Fügen Sie Ihrem Angebot an dieser Stelle den oben genannten Nachweis bei!

Hinweise:

Im Falle einer Bietergemeinschaft fügen Sie Ihrem Angebot die Nachweise jeweils von allen Mitgliedern der Bietergemeinschaft bei.
Im Falle einer Eignungsleihe (§ 47 Abs. 1 S. 1 VgV) fügen Sie Ihrem Angebot die Nachweise jeweils von allen benannten dritten Unternehmen bei.
Angabe des Umsatzes gemäß Abschnitt III.1.2 Nr. (1) der EU-Bekanntmachung:

Sofern verfügbar Gesamtumsatz des Unternehmens, jeweils bezogen auf die drei letzten abgeschlossenen Geschäftsjahre:

Gesamtumsatz:
Geschäftsjahr: 


Umsatz: 


 €

Geschäftsjahr: 


Umsatz: 


 €

Geschäftsjahr: 


Umsatz: 


 €

Durchschnittlicher Mindestjahresumsatz (mind. 6 Millionen Euro) in dem Tätigkeitsbereich des ausgeschriebenen Auftrags (Dokumentenmanagement Systeme (DMS) oder Enterprise Content Management Systeme (ECM-Systeme)) in den letzten drei Geschäftsjahren sofern für die letzten drei Geschäftsjahre verfügbar:

Geschäftsjahr: 


Umsatz:


 €

Geschäftsjahr: 


Umsatz: 


 €

Geschäftsjahr: 


Umsatz: 


 €

Hinweis: Das Unternehmen hat zum Nachweis seiner wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit mindestens einen durchschnittlichen Mindestjahresumsatz in dem Tätigkeitsbereich des ausgeschriebenen Auftrags (Dokumentenmanagement Systeme (DMS) oder Enterprise Content Management Systeme (ECM-Systeme)) in Höhe von 6 (sechs) Millionen Euro innerhalb der letzten 3 Geschäftsjahre nachzuweisen (Mindeststandard).

_________________________________________________________________________

Ort, Datum




  Unterschrift, Stempel
Betriebshaftpflichtversicherung oder vergleichbare Versicherung
gemäß

Abschnitt III.1.2 Nr. (2) der EU-Bekanntmachung:

Nachweis einer bestehenden, aktuell gültigen Betriebshaftpflichtversicherung oder einer vergleichbaren marktüblichen Versicherung mit einer Haftpflichtdeckungshöhe von mindestens zusammen 1 Million Euro für Personen-/Sachschäden je Versicherungsjahr. 

oder ggf.

alternativ

Eigenerklärung zum Nachweis gemäß Abschnitt III.1.2 Nr. (2) der EU-Bekanntmachung

Das Unternehmen erklärt, dass es im Auftragsfall bereit ist, eine entsprechende Versicherung auf erstes Anfordern des Auftraggebers abzuschließen

_________________________________________________________________________

Ort, Datum




  Unterschrift, Stempel
Fügen Sie im Falle der obigen Eigenerklärung Ihrem Angebot zudem die Erklärung eines Versicherers (in unbeglaubigter Kopie) bei, dass dieser zum Abschluss einer entsprechenden Versicherung mit Ihrem Unternehmen bereit ist.

Referenz (Mindeststandard) gemäß Abschnitt III.1.3 Nr. (1) der EU-Bekanntmachung:

Darstellung mindestens einer erfolgreich abgeschlossenen Referenz für einen öffentlichen oder privaten Auftraggeber in den letzten 3 Jahren (Stichtag: Ablauf der Angebotsfrist) über die Entwicklung und Realisierung einer vom Unternehmen erarbeiteten und beim Referenzauftraggeber erfolgreich umgesetzten Einführungsstrategie in einem mit dem Auftragsgegenstand vergleichbaren IT-Projekt (Mindeststandard). 

Bitte geben Sie die geforderten Angaben in dem nachfolgenden Vordruck zu Abschnitt III.1.3) Nr. (1) vollständig an.

Referenz (Mindeststandard) gemäß Abschnitt III.1.3 Nr. (2) der EU-Bekanntmachung:

Darstellung mindestens einer erfolgreich abgeschlossenen Referenz für einen öffentlichen Auftraggeber aus dem kommunalen Bereich (Stadt, Gemeinde, Gemeindeverband, kommunaler Zweckverband o.ä.) in den letzten 3 Jahren (Stichtag: Ablauf der Angebotsfrist) über die Lieferung, Installation und Softwarepflege eines produktiv genutzten DMS (Dokumentenmanagement System) an mindestens 100 eingesetzten Arbeitsplätzen (Mindeststandard). 

Bitte geben Sie die geforderten Angaben in dem nachfolgenden Vordruck zu Abschnitt III.1.3) Nr. (2) vollständig an.

Referenz (Mindeststandard) gemäß Abschnitt III.1.3 Nr. (3) der EU-Bekanntmachung:

Darstellung mindestens einer erfolgreich abgeschlossenen Referenz für einen öffentlichen Auftraggeber in den letzten 3 Jahren (Stichtag: Ablauf der Angebotsfrist) über die Lieferung, Installation und Softwarepflege eines produktiv genutzten DMS (Dokumentenmanagement System) mit mindestens 2.500 Nutzern bei mindestens 5 unterschiedlichen Mandanten (Mandantenfähigkeit) (Mindeststandard). 

Die Anforderung der Mandantenfähigkeit (Mindeststandard) umfasst kumulativ folgende Kriterien:

· mehrere Mandanten (Kommunen, Eigenbetriebe, Einrichtungen usw.) können das System und die darunterliegende Datenbank gleichzeitig nutzen,

· die Daten aller Mandanten werden pro Umgebung in einer Datenbank vorgehalten,
· es gibt keine mandantenspezifischen Applikationsserver,

· die Mitarbeiter eines Mandanten können nur die Daten dieses Mandanten sehen und bearbeiten,

· für Batch-Prozesse werden bei Bedarf Gesamtverarbeitungen mit Mandantenwechsel angeboten,

· Datensicherung und Wiederherstellung sind nicht nur für die Gesamtdatenbestände, sondern auch mandantenspezifisch möglich und
· während ein Batch-Prozess mit schreibenden Zugriffen auf Stammdaten für einen Mandanten läuft, muss die Online-Verarbeitung für diesen Mandanten gesperrt werden können, für die anderen Mandanten muss die Online-Verarbeitung in dieser Zeit möglich sein.
Bitte geben Sie die geforderten Angaben in dem nachfolgenden Vordruck zu Abschnitt III.1.3) Nr. (3) vollständig an.

Die zu Abschnitt III.1.3) Nr. (1) bis (3) vorzulegenden Referenzen müssen jeweils eindeutig demjenigen Unternehmen als Auftragnehmer und Leistungsverantwortlichem zugeordnet werden können, das sich zum Nachweis seiner Eignung in dem Angebot darauf beruft.

Bieter / Bietergemeinschaften, die nicht über die geforderten Referenzen verfügen 
oder deren eingereichten Referenzen nicht die jeweils genannten Anforderungen vollständig erfüllen, sind nicht zur Auftragsdurchführung geeignet und werden vom weiteren Vergabeverfahren zwingend ausgeschlossen.

Die Referenzanforderungen unter Abschnitt III.1.3) Nr. (1) bis (3) können auch durch die Vorlage von insgesamt einer oder zwei Referenzen nachgewiesen werden, wenn und soweit sämtliche Bedingungen der einzelnen Referenzanforderungen in Abschnitt III.1.3) Nr. (1) bis (3) vollständig in einer oder zwei Referenzen erfüllt werden.   

Es bleibt dem Bieter / der Bietergemeinschaft überlassen, welche grundsätzlich verfügbaren Referenzen er zur Vorlage in seinem Angebot zum Nachweis seiner Leistungsfähigkeit auswählt und einreicht. 
Die Einreichung einer Bescheinigung der Referenzauftraggeber für die geforderten Referenzen mit dem Angebot ist jeweils nicht erforderlich. Die Vergabestelle behält sich die Abforderung von Bescheinigungen der Referenzauftraggeber auf gesondertes Verlangen sowie im Übrigen eigene Ermittlungen vor.
Beschreibung Referenz zu Abschnitt III.1.3 Nr. (1):

	a) Name und Adresse des Auftraggebers

sowie Benennung eines Ansprechpartners mit Telefonnummer und E-Mail-Adresse
	    

	b) Bezeichnung des Referenzprojektes und Angabe des Auftragnehmers
	     

	c) Leistungszeitraum (von – bis)
	     

	d) Beschreibung der Leistungen im Referenzprojekt, insbesondere zu 

· Entwicklung und Realisierung
· einer vom Unternehmen erarbeiteten und beim Referenzauftraggeber erfolgreich umgesetzten 
· Einführungsstrategie in einem mit dem Auftragsgegenstand vergleichbaren IT-Projekt
· Anzahl der Nutzer

· Anzahl an Mandanten 

· Ausführungen zu den sämtlichen Anforderungen an die Mandantenfähigkeit


	     


Beschreibung Referenz zu Abschnitt III.1.3 Nr. (2):

	a) Name und Adresse  

     des Auftraggebers
sowie Benennung eines Ansprechpartners mit Telefonnummer und E-Mail-Adresse
	    

	a) Bezeichnung des Referenzprojektes und Angabe des Auftragnehmers
	     

	b) Leistungszeitraum (von – bis)
	     

	c) Beschreibung der Leistungen im Referenzprojekt, insbesondere zu 

· Lieferung, Installation und Softwarepflege
· eines produktiv genutzten DMS
· an mindestens 100 eingesetzten Arbeitsplätzen
· Anzahl der Nutzer

· Anzahl an Mandanten 

· Ausführungen zu den sämtlichen Anforderungen an die Mandantenfähigkeit


	     


Beschreibung Referenz zu Abschnitt III.1.3 Nr. (3):

	a) Name und Adresse  

     des Auftraggebers

sowie Benennung eines Ansprechpartners mit Telefonnummer und E-Mail-Adresse
	    

	b) Bezeichnung des Referenzprojektes/-vertrages und Angabe des/der Auftragnehmer
	     

	c) Leistungszeitraum (von – bis)
	     

	d) Beschreibung der Leistungen im Referenzprojekt, insbesondere zu 

· Lieferung, Installation und Softwarepflege
· eines produktiv genutzten DMS
· mit mindestens 2.500 Nutzern
· bei mindestens 5 unterschiedlichen Mandanten
· Anzahl der Nutzer

· Anzahl an Mandanten 

· Ausführungen zu den sämtlichen Anforderungen an die Mandantenfähigkeit


	     


Eigenerklärung (Mindeststandard) gemäß Abschnitt III.1.3 Nr. (4) der EU-Bekanntmachung

Eigenerklärung über die Anzahl von Software (DMS – Dokumentenmanagement System)-Entwickler (mindestens 10 – Mindeststandard) und Support-Mitarbeiter (mindestens 10 – Mindeststandard):
	Personal
	Mindest-anzahl
	Anzahl

	Software (DMS – Dokumentenmanagement System)-Entwickler
	10
	…………..

	Support-Mitarbeiter
	10
	…………..


Eigenerklärung gemäß Abschnitt VI.3 Nr. (1) der EU-Bekanntmachung

Das Unternehmen erklärt, dass es keinen der unter § 123 GWB genannten und nachfolgend abgedruckten Ausschlusstatbestände erfüllt.

Nach § 123 Abs. 1 GWB ist ein Unternehmen von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren wegen Unzuverlässigkeit auszuschließen, wenn der Auftraggeber Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt ist wegen: 

a. § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),
b. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen,
c. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte),
d. § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
e. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
f. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr),
g. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern),
h. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete),
i. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder
j. den §§ 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a des Strafgesetzbuchs (Förderung des Menschenhandels).

Einem Verstoß gegen diese Vorschriften gleichgesetzt sind Verstöße gegen entsprechende Strafnormen anderer Staaten. Ein Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn sie für dieses Unternehmen bei der Führung der Geschäfte selbst verantwortlich gehandelt hat oder ein Aufsichts- oder Organisationsverschulden gemäß 
§ 130 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) einer Person im Hinblick auf das Verhalten einer anderen für das Unternehmen handelnden, rechtskräftig verurteilten Person vorliegt.

Nach § 123 Abs. 4 GWB werden Unternehmen zudem von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausgeschlossen, wenn
1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder
2. die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen können.

Eine etwaige Selbstreinigung des Unternehmens nach § 125 GWB bleibt vorbehalten und ist im Angebot darzulegen und nachzuweisen.

_________________________________________________________________________

Ort, Datum




  Unterschrift, Stempel
Hinweise:

Im Falle einer Bietergemeinschaft fügen Sie Ihrem Angebot die Erklärung jeweils von allen Mitgliedern der Bietergemeinschaft bei.

Im Falle einer Eignungsleihe (§ 47 Abs. 1 S. 1 VgV) fügen Sie Ihrem Angebot die Erklärung jeweils von allen benannten dritten Unternehmen bei.
Eigenerklärung gemäß Abschnitt VI.3 Nr. (2) der EU-Bekanntmachung

Das Unternehmen erklärt entsprechend § 124 Abs. 1 Nr. 4 GWB, dass er keinen der unter § 124 GWB genannten und nachfolgend abgedruckten Ausschlusstatbestände erfüllt.

Nach § 124 Abs. 1 GWB können Unternehmen von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausgeschlossen werden, wenn
1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; 
§ 123 Absatz 3 GWB ist entsprechend anzuwenden,
4. der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
5. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,
6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann,
7. das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat,
8. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder
9. das Unternehmen
a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen,

b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder

c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, 
oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.

Eine etwaige Selbstreinigung des Unternehmens nach § 125 GWB bleibt vorbehalten und ist im Angebot darzulegen und nachzuweisen.
_________________________________________________________________________

Ort, Datum




  Unterschrift, Stempel
Hinweise:

Im Falle einer Bietergemeinschaft fügen Sie Ihrem Angebot die Erklärung jeweils von allen Mitgliedern der Bietergemeinschaft bei.
Im Falle einer Eignungsleihe (§ 47 Abs. 1 S. 1 VgV) fügen Sie Ihrem Angebot die Erklärung jeweils von allen benannten dritten Unternehmen bei.
Eigenerklärung gemäß Abschnitt VI.3 Nr. (3) der EU-Bekanntmachung

Hiermit erkläre ich, dass ich nicht wegen eines Verstoßes nach § 21 MiLoG (Gesetz zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns) mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden bin.

Nach § 21 Abs. 1 MiLoG handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig:

1. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes eine Prüfung nicht duldet oder bei einer Prüfung nicht mitwirkt,
2. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes das Betreten eines Grundstücks oder Geschäftsraums nicht duldet,
3. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 3 Satz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes Daten nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt,
4. entgegen § 16 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 eine Anmeldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig vorlegt oder nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig zuleitet,
5. entgegen § 16 Absatz 1 Satz 3, auch in Verbindung mit Absatz 3 Satz 2, eine Änderungsmeldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht,
6. entgegen § 16 Absatz 2 oder 4 eine Versicherung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig beifügt,
7. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstellt oder nicht oder nicht mindestens zwei Jahre aufbewahrt,
8. entgegen § 17 Absatz 2 eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise bereithält oder
9. entgegen § 20 das dort genannte Arbeitsentgelt nicht oder nicht rechtzeitig zahlt.

Nach § 21 Abs. 2 MiLoG handelt ordnungswidrig, wer Werk- oder Dienstleistungen in erheblichem Umfang ausführen lässt, indem er als Unternehmer einen anderen Unternehmer beauftragt, von dem er weiß oder fahrlässig nicht weiß, dass dieser bei der Erfüllung dieses Auftrags

1. entgegen § 20 das dort genannte Arbeitsentgelt nicht oder nicht rechtzeitig zahlt oder
2. einen Nachunternehmer einsetzt oder zulässt, dass ein Nachunternehmer tätig wird, der 
      entgegen § 20 das dort genannte Arbeitsentgelt nicht oder nicht rechtzeitig zahlt.
_________________________________________________________________________

Ort, Datum




  Unterschrift, Stempel
Hinweise:

Im Falle einer Bietergemeinschaft fügen Sie Ihrem Angebot die Erklärung jeweils von allen Mitgliedern der Bietergemeinschaft bei.
Im Falle einer Eignungsleihe (§ 47 Abs. 1 S. 1 VgV) fügen Sie Ihrem Angebot die Erklärung jeweils von allen benannten dritten Unternehmen bei.
Nachunternehmerliste:
	Leistungsbereich
	Beschreibung der Teilleistungen
	ggf. Angabe des Nachunternehmers (Firma, Anschrift, Telefon, Fax, E-Mail)

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	


Sofern der Bieter vorsieht, Leistungen durch Nachunternehmer erbringen zu lassen, hat er in der Tabelle die jeweiligen Leistungsbereiche und die Beschreibung der vorgesehenen Teilleistungen der Nachunternehmer anzugeben.

Auf gesondertes Verlangen sind der Vergabestelle die Nachunternehmer vor Zuschlagserteilung namentlich zu benennen. Die Vergabestelle behält sich die Prüfung der Eignung der Nachunternehmer sowie das Vorliegen von Ausschlussgründen gem. §§ 123, 124 GWB, § 19 Abs. 1 MiLoG bei den Unterauftragnehmern vor Zuschlagserteilung vor.
Zudem sind auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle bis zur Vergabeentscheidung Erklärungen der Nachunternehmer einzureichen, aus denen hervorgeht, dass der Bieter im Falle der Zuschlagserteilung auf sämtliche für die Auftragsdurchführung erforderlichen Mittel der Nachunternehmer zugreifen kann (Verpflichtungserklärung). Eine Vorlage der Verpflichtungserklärung bereits mit Abgabe des Angebots ist nicht erforderlich.
* * * * *
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